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Wichtige neue Entscheidung 

 
Ausbildungsförderungsrecht: Förderung bei Fernunterrichtslehrgang setzt neben dem Prä-
senzunterricht auch die Bearbeitung der Fernlehrbriefe voraus 
 
§ 4, § 9, § 12, § 16 AFBG, § 43 Abs. 3, § 47 SGB X 
 
Aufstiegsfortbildungsförderung 
Rechtsgrundlage für die Rückforderung eines Maßnahmebeitrags 
Nachweis der regelmäßigen Teilnahme an einem Fernlehrgang 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 06.08.2015, Az. 12 ZB 14.2598 
 
 
Leitsätze: 

1. Die regelmäßige Teilnahme an einer Maßnahme der Aufstiegsfortbildung in Form des 

Fernunterrichts im Sinne von § 9 Satz 2, 4 AFBG umfasst nicht allein den Besuch des 

Präsenzunterrichts, sondern auch die Bearbeitung von mit den Fernlehrbriefen verbun-

denen Korrekturaufgaben. 

 

2. Die Verpflichtung aus § 16 Abs. 1 AFBG, einen Bewilligungsbescheid aufzuheben und 

die Erstattung des geleisteten Förderbetrags zu verlangen, erfasst den nach § 10 

Abs. 1 AFBG geleisteten Beitrag zu den Kosten der Lehrveranstaltung (Maßnahmebei-

trag) nicht. 



Hinweise: 

Der Kläger nahm an einem Fernunterrichtslehrgang zum staatlich geprüften Techniker - 

Fachrichtung Informatik - teil, der sich aus Präsenzunterricht und aus in Heimarbeit zu be-

arbeitenden Fernlehrbriefen zusammensetzte. Der Beklagte bewilligte im Rahmen der 

Aufstiegsfortbildungsförderung einen Maßnahmebeitrag unter dem Vorbehalt der Einstel-

lung und Rückforderung im Hinblick auf Nachweise über die regelmäßige Teilnahme am 

Lehrgang. Da der Kläger von sechs zu bearbeitenden Fernlehrbriefen mit Korrekturaufga-

ben nur einen bearbeitet zurückgesandt hatte, forderte der Beklagte mit dem streitgegen-

ständlichen Bescheid den Maßnahmebeitrag zurück. 

 

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) setzt sich zunächst mit dem in § 9 

Satz 2, 4 AFBG nicht definierten Begriff der „regelmäßigen Teilnahme“ an einer Fortbil-

dungsmaßnahme auseinander. Nach Auffassung des BayVGH bildet die in Heimarbeit zu 

leistende Bearbeitung der Fernlehrbriefe einen integralen Bestandteil der Fortbildungs-

maßnahme. Aus § 4 Satz 2 AFBG, der für Fernunterrichtslehrgänge die Regelungen zur 

Mindestdauer einer förderfähigen Fortbildungsmaßnahme dahingehend modifiziert, dass 

bei Fernlehrgängen auch die für die Bearbeitung der Fernlehrbriefe notwendigen Zeitstun-

den zu berücksichtigen sind, ergebe sich, dass die Bearbeitung der Fernlehrbriefe not-

wendige Voraussetzung für die Förderfähigkeit der Maßnahme sei. 

 

Der BayVGH kommt dennoch zum Ergebnis, dass der Rückforderungsbescheid des Be-

klagten - trotz entsprechenden Rückforderungsvorbehalts nach § 9 Satz 6 AFBG im Bewil-

ligungsbescheid - rechtswidrig ist, da § 16 Abs. 1 Nr. 2 AFBG, auf den der Beklagte die 

Aufhebung des Bewilligungsbescheids und die Rückforderung des Zuschusses stützte, auf 

Maßnahmebeiträge im Sinne von § 10 Abs. 1 AFBG keine Anwendung finde. Aus dem 

Wortlaut der Bestimmung und dem systematischen Zusammenhang der Norm sowie der 

Normgenese lasse sich der Schluss ziehen, dass sie auf Maßnahmebeiträge keine An-

wendung finden könne. Mangels Regelungslücke scheide auch eine analoge Anwendung 

von § 16 Abs. 1 Nr. 2 AFBG auf Maßnahmebeiträge aus. 

 

Mühlich 
Landesanwältin 

  



12 ZB 14.2598 

Au 3 K 14.1079 

G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

**** ************ (***. **.**.****), 

*************. *, ***** *******, 

 - ****** - 

 

**************: 

************** ****** ********, 

**************** *, ***** ********, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

 

vertreten durch: 

Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Beklagter - 

 

wegen 

 

Ausbildungsförderungsrechts; 

hier: Antrag des Beklagten auf Zulassung der Berufung gegen das Urteil des Bayeri-

schen Verwaltungsgerichts Augsburg vom 16. Oktober 2014, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 12. Senat, 

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dr. Mayer, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Kurzidem, 

die Richterin am Verwaltungsgerichtshof Häberlein 

 

ohne mündliche Verhandlung am 6. August 2015 

folgenden 



 

Beschluss: 
 

I. Die Zulassung der Berufung gegen das Urteil des Verwaltungs-

gerichts Augsburg vom 16. Oktober 2014 wird abgelehnt. 

II. Der Beklagte trägt die Kosten des Zulassungsverfahrens. Gerichts-

kosten werden nicht erhoben. 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Der Kläger wendet sich gegen die Rückforderung von Leistungen nach dem Gesetz 

zur Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung (Aufstiegsfortbildungsförderungs-

gesetz – AFBG) durch den Beklagten. 

 

Er nahm zwischen April 2010 und Januar 2014 an einem Fernunterrichtslehrgang 

des D.-Technikums zum staatlich geprüften Techniker, Fachrichtung Informatik, in 

Teilzeit teil. Dieser setzte sich aus 525 Stunden Präsenzunterricht und einer durch-

schnittlichen Gesamtstundenzahl für in Heimarbeit zu bearbeitende Fernlehrbriefe 

von 2210, ingesamt daher 2735 Stunden zusammen. Auf seinen Antrag vom 

19. Februar 2010 bewilligte der Beklagte im Rahmen der Aufstiegsfortbildungsförde-

rung mit Bescheid vom 3. März 2010 einen Maßnahmebeitrag in Höhe von insge-

samt 5.436 EUR, der sich aus einem Zuschuss in Höhe von 1.657,98 EUR und ei-

nem Darlehensanspruch in Höhe von 3.778,02 EUR zusammensetzte. Der Bescheid 

erging unter dem Vorbehalt der Einstellung und Rückforderung der Leistung im Hin-

blick auf jährlich zu erbringende Nachweise des Bildungsträgers über die regelmäßi-

ge Teilnahme an der Maßnahme. Mit weiterem Bescheid vom 25. März 2010 wieder-

holte die Behörde die getroffenen Regelungen (nach einem Hinweis auf Probleme 

bei der Datenverarbeitung). Zuletzt am 14. Mai 2014 übermittelte der Kläger dem 

Beklagten das vom Fernlehrinstitut erstellte „Formblatt F“ mit Daten zu seiner Lehr-

gangsteilnahme. Dieses weist hinsichtlich der 525 Präsenzunterrichtsstunden keine 

Fehlzeiten auf. Demgegenüber soll der Kläger von insgesamt sechs übersandten 

Fernlehrbriefen mit Korrekturaufgaben indes nur einen bearbeitet zurückgesandt ha-

ben. Daraufhin forderte der Beklagte mit streitgegenständlichem Bescheid vom 

17. Juni 2014 den Maßnahmebeitrag, soweit er als Zuschuss geleistet wurde, in Hö-

he von 1.657,98 EUR zurück. Aufgrund der nicht bearbeitet zurückgesandten Fern-

aufgaben fehle es an der nach § 9 AFBG erforderlichen regelmäßige Teilnahme an 
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der Fortbildungsmaßnahme. 

 

Auf die hiergegen zum Verwaltungsgericht Augsburg erhobene Klage hob das Ge-

richt mit Urteil vom 16. Oktober 2014 den Rückforderungsbescheid auf. In den Be-

willigungsbescheid für den Maßnahmebeitrag sei zwar ein Rückforderungsvorbehalt 

bei nicht regelmäßiger Teilnahme an der Maßnahme aufgenommen worden. Ob hie-

ran anknüpfend § 16 Abs. 1 Nr. 2 AFBG die Rückforderung in Form eines Maß-

nahmebeitrags geleisteter Aufstiegsfortbildungsförderung erfordere, könne offen-

bleiben. Denn der Beklagte knüpfe materiell die Rückforderung an die nicht regel-

mäßige Teilnahme des Klägers an der Fortbildungsmaßnahme. Diese sei im vor-

liegenden Fall jedoch nicht gegeben. § 9 Satz 2, 4 AFBG definiere den Begriff der 

regelmäßigen Teilnahme an einer Fortbildungsmaßnahme nicht. Es handele sich 

vielmehr um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der der uneingeschränkten ver-

waltungsgerichtlichen Nachprüfung unterliege. Der Kläger habe durch Vorlage der 

entsprechenden Formblätter nach § 9 Satz 4 AFBG den Nachweis über die Teil-

nahme an sämtlichen 525 Präsenzunterrichtsstunden des Fernlehrgangs erbracht. 

Demgegenüber komme es auf die nicht eingereichten Aufgaben der Fernlehrbriefe 

für die Frage der regelmäßigen Teilnahme an der Maßnahme nicht an. Deren Be-

arbeitung sei weder verbindlich vorgesehen noch Voraussetzung für den erfolg-

reichen Abschluss der Fortbildungsmaßnahme oder die Teilnahme an der Prüfung. 

Eine analoge Anwendung von § 16 Abs. 1 Nr. 2 AFBG scheide bereits mangels Vor-

liegens einer Regelungslücke aus. Ebenso wenig könne der Bescheid in eine Rück-

forderung nach § 47 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) umgedeutet werden. 

 

Gegen dieses Urteil richtet sich der Antrag des Beklagten auf Zulassung der Be-

rufung, mit dem ernstliche Zweifel an der Richtigkeit der Entscheidung im Sinne von 

§ 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO und die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache im 

Sinne von § 124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO geltend gemacht werden. Der Kläger verteidigt 

das angefochtenen Urteil. 

 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf die dem Senat vorliegenden Gerichts- 

und Behördenakten, ferner auf die vom Kläger dem Senat übermittelten Fernunter-

richtsmaterialien verwiesen. 

 

II. 

 

Der Antrag auf Zulassung der Berufung hat keinen Erfolg, da jedenfalls im Ergebnis 

ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des verwaltungsgerichtlichen Urteils im Sinne 

von § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO nicht bestehen und die Rechtssache keine grundsätz-
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liche Bedeutung im Sinne von § 124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO aufweist. 

 

1. Die Zulassung der Berufung rechtfertigende Richtigkeitszweifel im Sinne von § 124 

Abs. 2 Nr. 1 VwGO liegen dann vor, wenn der Antragsteller – im vorliegenden Fall 

der Beklagte – mit seinem Zulassungsvorbringen einen tragenden Rechtssatz oder 

eine entscheidungserhebliche Tatsachenfeststellung der angefochtenen Ent-

scheidung dergestalt in Frage stellt, dass das Ergebnis eines zugelassenen Be-

rufungsverfahrens ungewiss erscheint. In diesem Sinne macht der Beklagte zwar be-

rechtigte Zweifel an der Annahme des Verwaltungsgerichts, die regelmäßige Teil-

nahme an einer Maßnahme des Fernunterrichts umfasse nur den Präsenzunterricht, 

geltend (1.1). Das angefochtene Urteil erweist sich indes aus anderen Gründen als 

richtig, sodass nach § 144 Abs. 4 VwGO analog die Zulassung der Berufung aus-

scheidet (vgl. BVerwG, B.v. 10.3.2004 – 7 AV 4/03 – NVwZ-RR 2004, 542). § 16 

Abs. 1 Nr. 2 AFBG stellt nämlich keine taugliche Rechtsgrundlage für die Rückforde-

rung des Zuschussanteils eines Maßnahmebeitrags nach § 10 Abs. 1 AFBG dar 

(1.2). 

 

1.1 Die Auffassung des Verwaltungsgerichts, die regelmäßige Teilnahme des Klä-

gers an der als Fernunterrichtslehrgang absolvierten Fortbildungsmaßnahme im Sin-

ne von § 9 Satz 2, 4 AFBG lasse sich allein an der vom Maßnahmeträger be-

scheinigten Teilnahme an den Präsenzunterrichtsstunden, nicht hingegen an den zu-

rückgesandten Aufgaben der Fernlehrbriefe messen, trifft nicht zu. 

 

§ 9 Satz 2, 4 AFBG definiert den Begriff der „regelmäßigen Teilnahme“ an einer Fort-

bildungsmaßnahme nicht. Es handelt sich vielmehr, wovon auch das Verwal-

tungsgericht zutreffend ausgegangen ist, um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der 

der vollen verwaltungsgerichtlichen Kontrolle unterliegt (vgl. VG Hannover, U.v. 

13.3.2014 – 3 A 4605/12 – juris Rn. 20 f.). Soweit das Verwaltungsgericht im Folgen-

den aus den Gesetzesmaterialien des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Auf-

stiegsfortbildungsförderungsgesetzes zu § 9 AFBG, wonach von einer regelmäßigen 

Teilnahme an einer Fortbildungsmaßnahme dann ausgegangen werden kann, wenn 

der Teilnehmer nicht mehr als 10 Prozent der Unterrichtsstunden der Fortbildungs-

maßnahme unentschuldigt gefehlt hat (BT-Drucks. 16/10996, S. 27), und der Le-

galdefinition einer Unterrichtsstunde in § 2 Abs. 3, Satz 2, 3 AFBG den Schluss ge-

zogen hat, auch bei Fernunterrichtslehrgängen im Sinne von § 4 AFBG käme es nur 

auf die Teilnahme am Präsenzunterricht, nicht hingegen auf die Bearbeitung der 

Fernlehrbriefe und der darin enthaltenen Korrekturaufgaben an, geht dies fehl. Das 

Gericht übersieht dabei, dass § 4 Satz 2 AFBG die Regelungen zur Mindestdauer 

einer förderfähigen Fortbildungsmaßnahme dahingehend modifiziert, dass bei einem 
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Fernunterrichtslehrgang neben den Präsenzunterrichtsstunden auch die – regel-

mäßig den überwiegenden Anteil ausmachenden – für die Bearbeitung der Fernlehr-

briefe notwendigen Zeitstunden zu berücksichtigen sind (vgl. VG Münster, U.v. 

27.9.2006 – 6 K 4973/03 – juris, Rn. 16). Die in Heimarbeit zu leistende Bearbeitung 

der Fernlehrbriefe bildet daher einen integralen Bestandteil der Fortbildungsmaß-

nahme, die aufgrund ihres (überwiegenden) Zeitstundenanteils überhaupt erst zur 

Förderfähigkeit der Maßnahme nach dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz 

führt. Nachdem diese Zeitstunden einem herkömmlichen Anwesenheitsnachweis na-

turgemäß nicht zugänglich sind, bedarf es eines anderen Maßstabs, anhand dessen 

die Teilnahme gemessen und das ordnungsgemäße Betreiben der Fort-

bildungsmaßnahme nachgewiesen werden kann. Dass insoweit in der Praxis auf die 

Bearbeitung der mit den jeweiligen Fernlehrbriefen versandten Korrekturaufgaben 

(Fernaufgaben), die der Teilnehmer bearbeitet an das Fernlehrinstitut zur Korrektur 

zurückschickt, abgestellt und hierüber eine Bescheinigung des Fernlehrinstituts ver-

langt wird, ist daher nicht zu beanstanden (vgl. hierzu BayVGH, B.v. 19.2.2014 – 

12 ZB 13.140 – Rn. 12, nicht veröffentlicht). Zutreffenderweise stellt daher das 

„Formblatt F“ des Beklagten, mit dem vom Anbieter die regelmäßige Teilnahme am 

Fernunterrichtslehrgang bescheinigt wird, neben der Anwesenheit bei den Präsen-

zunterrichtsstunden zusätzlich auf die Rücksendung bearbeiteter Fernaufgaben ab. 

Da insoweit dem Kläger nur die Rücksendung einer von sechs übermittelten Fernauf-

gaben bescheinigt wurde, kann daher entgegen der Annahme des Verwaltungs-

gerichts trotz durchgängiger Teilnahme am Präsenzunterricht nicht von seiner regel-

mäßigen Teilnahme an der gesamten Fortbildungsmaßnahme im Sinne von § 9 Satz 

2, 4 AFBG ausgegangen werden. 

 

Im Hinblick auf den nach § 9 Satz 4 AFBG geforderten Nachweis der Teilnahme 

auch an dem nicht durch Präsenzstunden abgedeckten Teil der Fortbildungsmaß-

nahme hat der Senat ergänzend erwogen, nicht allein auf den formalen Akt des Ein-

sendens bearbeiteter Korrekturaufgaben abzustellen, wenn auf andere Weise die 

Bearbeitung der Fernlehrbriefe – und damit die ordnungsgemäße Durchführung der 

Fortbildungsmaßnahme – nachgewiesen werden kann (vgl. hierzu bereits BayVGH, 

B.v. 19.2.2014 – 12 ZB 13.140 – Rn. 18, nicht veröffentlicht). Die Durchsicht der vom 

Senat im Zulassungsverfahren angeforderten und vom Kläger vorgelegten Fern-

unterrichtsmaterialien hat indes ergeben, dass von insgesamt 17 mit den Fernlehr-

briefen übermittelten Fernaufgaben der Kläger nur 4 bearbeitet hat. Ob diese Fern-

aufgaben an den Anbieter des Fernunterrichtslehrgangs gesandt worden sind, lässt 

sich den Unterlagen nicht entnehmen; sie weisen jedenfalls entsprechende Korrektu-

ren auf. Weiter ergab die Durchsicht der Unterlagen, dass nur wenige der über-

mittelten Fernlehrbriefe Bearbeitungsspuren aufweisen und dass der Kläger nur ver-
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einzelt die den einzelnen Fernlehrbriefen jeweils beigefügten und nicht zur Rück-

sendung an das Lehrinstitut bestimmten Kontrollaufgaben schriftlich bearbeitet hat. 

Regelmäßig durchgearbeitet hat der Kläger allein die den Fernlehrbriefen beige-

gebenen Musterklausuren. Dies allein reicht für den Nachweis der im Selbststudium 

zu leistenden Bearbeitung der Fernlehrbriefe im Sinne von § 9 Satz 4 AFBG indes 

nicht aus. 

 

1.2 Der fehlende Nachweis einer regelmäßigen Teilnahme an der Fortbildungsmaß-

nahme führt indes im vorliegenden Fall – trotz entsprechendem Rückforderungsvor-

behalt nach § 9 Satz 6 AFBG im Bewilligungsbescheid des Beklagten – nicht zur Auf-

rechterhaltung des streitgegenständlichen Rückforderungsbescheids. Denn § 16 

Abs. 1 Nr. 2 AFBG, auf den der Beklagte die Aufhebung des Bewilligungsbescheids 

und die Rückforderung des Zuschussanteils des Maßnahmebeitrags stützt, findet auf 

Maßnahmebeiträge im Sinne von § 10 Abs. 1 AFBG keine Anwendung (1.2.1). Dies 

ergibt sich bereits aus dem Wortlaut der Norm, darüber hinaus aus dem systemati-

schen Zusammenhang und insbesondere der Normgenese. Des Weiteren scheidet 

mangels Vorliegens einer Regelungslücke eine analoge Anwendung von § 16 Abs. 1 

Nr. 2 AFBG auf Maßnahmebeiträge ebenso aus (1.2.2) wie eine Umdeutung in einen 

Widerruf nach § 47 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) (1.2.3). Der Beklagte 

hat die Aufhebung des Bewilligungsbescheids und die Rückforderung des Zuschuss-

anteils des Maßnahmebeitrags mithin auf keine taugliche Rechtsgrundlage gestützt, 

sodass der Rückforderungsbescheid vom Verwaltungsgericht im Ergebnis zu Recht 

als rechtswidrig aufgehoben wurde. 

 

1.2.1 Das Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz kennt als Förderarten einer Fort-

bildungsmaßnahme zunächst den sog. Maßnahmebeitrag. Nach § 10 Abs. 1 Satz 1 

AFBG wird dieser während der Teilnahme an einer Maßnahme als Beitrag zu den 

Kosten der Lehrveranstaltung geleistet. Nach § 12 Abs. 1 AFBG beinhaltet der Maß-

nahmebeitrag aktuell einen Anspruch auf Förderung der Lehrgangs- und Prüfungs-

gebühren (§ 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AFBG) sowie der Förderung der Erstellung fach-

praktischer Arbeiten in der Meisterprüfung oder vergleichbarer Arbeiten (§ 12 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 2 AFBG). Während in der Erstfassung des Aufstiegsfortbildungs-

förderungsgesetzes vom 23.4.1996 (BGBl I 1996, S. 623) nach § 12 Abs. 1 AFBG 

a.F. der Maßnahmebeitrag noch allein als Anspruch auf Abschluss eines Darlehens-

vertrags gegenüber der Deutschen Ausgleichsbank ausgestaltet war, hat der Ge-

setzgeber durch das Gesetz zur Änderung des Aufstiegsfortbildungsförderungs-

gesetzes vom 20.12.2001 (BGBl I, S. 4029) mit Wirkung ab 1. Januar 2002 in § 12 

Abs. 1 Satz 2 AFBG n.F. einen Zuschussanteil von 35 Prozent festgesetzt. Nach der 

gegenwärtig geltenden Gesetzesfassung beträgt der Zuschussanteil beim Maß-

11 

12 



nahmebeitrag nunmehr 30,5 Prozent. 

 

Neben dem Maßnahmebeitrag sieht das Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz bei 

Maßnahmen in Vollzeitform nach § 10 Abs. 2 Satz 1 AFBG die Leistung eines Unter-

haltsbeitrags zur Deckung des monatlichen Unterhaltsbedarfs vor. Nach § 12 Abs. 2 

Satz 1 AFBG beträgt der Zuschussanteil beim Unterhaltsbeitrag aktuell 44 Prozent. 

Ferner gewährt § 10 Abs. 3 AFBG für Alleinerziehende mit Kindern bis zum zehnten 

Lebensjahr oder behinderten Kindern einen Kinderbetreuungszuschlag in Höhe von 

113 EUR monatlich je Kind sowohl bei Voll- wie bei Teilzeitmaßnahmen. Sowohl der 

Unterhaltsbeitrag wie der Kinderbetreuungszuschlag werden nach § 11 Abs. 2 Satz 1 

AFBG monatlich ab Beginn des Unterrichts oder ab Antragstellung geleistet. Die 

Leistungen enden im Regelfall mit dem Ende des Unterrichts unter Einschluss etwai-

ger Prüfungsvorbereitungszeiten. 

 

§ 16 Abs. 1 AFBG sieht die Aufhebung des Bewilligungsbescheids und die Rück-

forderung einer Leistung der Aufstiegsfortbildungsförderung dann vor, wenn „die Vo-

raussetzungen für die Leistung an keinem Tag des Kalendermonats vorgelegen [ha-

ben], für den sie gezahlt worden ist“. Damit erfasst – ungeachtet der weiteren Tatbe-

standsvoraussetzungen in § 16 Abs. 1 Nrn.1, 2 AFBG – die Norm ihrem Wortlaut 

nach nur monatlich erbrachte Leistungen, d.h. von den verschiedenen in § 10 AFBG 

festgelegten Förderarten nur den Unterhaltsbeitrag und den Kinder-

betreuungszuschlag (vgl. VG Augsburg, U.v. 11.6.2013 – Au 3 K 12.1564 – juris Rn. 

33 ff.; Schubert/Schaumberg, AFBG, Stand Dezember 2014, § 16 Ziffer 2.1). Ent-

gegen der Auffassung des Beklagten in seinem Zulassungsvorbringen erweist sich 

der Wortlaut der Norm auch nicht als mehrdeutig (so aber VG Minden, U.v. 

9.12.2011 – 6 K 1464/11 – juris Rn. 14), da § 11 Abs. 2 AFBG eine monatsweise 

Leistungserbringung bei diesen Förderarten ausdrücklich vorsieht. Dieser textliche 

Befund wird weiter dadurch untermauert, dass § 16 Abs. 1 AFBG nicht zwingend die 

Rückforderung des gesamten Förderbetrags vorsieht, sondern nur „insoweit“ als die 

in den Nummern 1 und 2 nachfolgend aufgeführten, weiteren Voraussetzungen vor-

liegen (vgl. Schubert/Schaumberg a.a.O.). Eine je nach Vorliegen der Voraussetzun-

gen teilweise Rückforderung des Zuschussanteils des Maßnahmebeitrags macht in-

des keinen Sinn, sodass sich auch hieraus der Schluss ziehen lässt, dass § 16 Abs. 

1 AFBG nur zeitabschnittweise gewährte Förderleistungen erfasst. Entgegen der Auf-

fassung des Beklagten wird dieses Normverständnis auch durch systematische 

Überlegungen, insbesondere das Verhältnis zu § 9 Satz 6 AFBG, gestützt. Denn der 

Rückforderungsvorbehalt des § 9 Satz 6 AFBG, den § 16 Abs. 1 Nr. 2 AFBG auf-

greift, richtet sich auf die Einstellung und Rückforderung der Leistung. Für eine „Ein-

stellung“ kommen rein begrifflich hier ebenfalls nur zeitabschnittweise zu erbringende 
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Leistungen in Betracht. Demgegenüber lässt sich die Gewährung des Maßnahmebei-

trags im Sinne von § 10 Abs. 1 Satz 1 AFBG nicht „einstellen“ (unzutreffend insoweit 

VG Hannover, U.v. 13.3.2014 – 3 A 4605/12 – juris Rn. 18, das von einer „redaktio-

nell missglückten Formulierung“ ausgeht). Mithin belegen der Wortlaut und der sys-

tematische Zusammenhang der Norm, dass der Maßnahmebeitrag von § 16 Abs. 1 

AFBG nicht erfasst sein kann. 

 

Dies leitet sich darüber hinaus eindeutig auch aus der Normgenese ab (diesen An-

satz ignoriert VG Minden, U.v. 9.12.2011 – 6 K 1464/11 – juris Rn. 15 ff., das aus der 

nur verkürzt analysierten Gesetzgebungshistorie einen bestimmten „Willen“ des Ge-

setzgebers ableiten möchte). Denn in der Ursprungsfassung des Aufstiegsfort-

bildungsförderungsgesetzes vom 23.4.1996 (BGBl I 1996, S. 623) sah § 16 AFBG 

a.F. ebenfalls die Aufhebung des Bewilligungsbescheids und die Erstattung des För-

derbetrags vor, soweit „die Voraussetzungen für die Leistung von Förderung an kei-

nem Tag des Kalendermonats vorgelegen [haben], für den sie gezahlt worden ist 

(…)“. Im Unterschied zur aktuellen Gesetzesfassung war indes der Maßnahme-

beitrag – anders als der Unterhaltsbeitrag und der Kinderbetreuungszuschlag – allein 

als Anspruch auf Abschluss eines Darlehensvertrags ausgestaltet. Mangels Zu-

schussanteils schied damit eine Rückforderung bzw. Erstattung der Förderung beim 

Maßnahmebeitrag a priori aus. Dessen Abwicklung erfolgte vielmehr ausschließlich 

in privatrechtlicher Form. Demzufolge ist die Textfassung von § 16 Abs. 1 AFBG in 

der aktuellen Fassung bzw. § 16 AFBG in der Ursprungsfassung nicht, wie der Be-

klagte vorträgt, redaktionell verunglückt. Vielmehr bezog sie sich von Anfang an al-

lein auf zeitabschnittweise geleistete Förderungsbestandteile, d.h. auf den Unter-

haltsbeitrag und den Kinderbetreuungszuschlag. 

 

Auch aus den weiteren Gesetzesnovellierungen des AFBG ergibt sich nicht, dass der 

Gesetzgeber beabsichtigt hat, den Rückforderungstatbestand des § 16 Abs. 1 AFBG 

nunmehr zusätzlich auf den Zuschussanteil des Maßnahmebeitrags auszuweiten. Mit 

der Umstellung des Maßnahmebeitrags auf Leistung eines prozentualen Zuschusses 

ging keine Änderung des Rückforderungstatbestands einher. Dies gilt ebenso für die 

angestrebte Verbesserung der Rückforderungsmöglichkeiten durch das Zweite Ge-

setz zur Änderung des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes, das neben der 

Nichtberücksichtigung von anrechenbarem Einkommen in § 16 Abs. 1 Nr. 1 AFBG 

nunmehr auch eine Leistung unter dem Vorbehalt der Rückforderung eingeführt hat 

und die Rückforderung an den Nachweis der regelmäßigen Teilnahme an der Fort-

bildungsmaßnahme knüpft (§ 16 Abs. 1 Nr. 2 AFBG in Verbindung mit § 9 Satz 2, 4, 

6 AFBG). Dass mit dieser Gesetzesnovelle darüber hinaus die Erstreckung der Rück-

forderungsmöglichkeiten auf den Maßnahmebeitrag beabsichtigt war, lässt sich den 
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Gesetzgebungsmaterialien (BT-Drucks. 16/10996) nicht explizit entnehmen (vgl. VG 

Augsburg, U.v. 11.6.2013 – Au 3 K 12.1564 – juris Rn. 34; dies konzediert auch VG 

Minden, U.v. 9.12.2011 – 6 K 1464/11 – juris Rn. 18, das allerdings unter Aus-

blendung der ursprünglichen Normfassung den umgekehrten Schluss zieht). Wie 

oben dargestellt, spricht hier jedoch bereits der Wortlaut der einschlägigen Normen 

dagegen. 

 

1.2.2 Auch Sinn und Zweck der Erweiterung der Rückforderungsmöglichkeiten durch 

das Zweite Gesetz zur Änderung des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetzes las-

sen entgegen der Auffassung des Beklagten den Schluss auf eine Erstreckung auf 

den Maßnahmebeitrag nicht zu. Denn neben der Einführung des Rückforde-

rungsvorbehalts in § 9 AFBG und hiermit korrespondierend der Rückforderungs-

möglichkeit in § 16 Abs. 1 Nr. 2 AFBG hat die Gesetzesnovelle § 16 Abs. 1 AFBG 

auch dahingehend umgestaltet, dass nunmehr ergänzend für die Rückforderung von 

Förderleistungen die Bestimmungen der §§ 44 bis 50 SGB X, mithin die allgemeinen 

Rücknahme- und Widerrufsvorschriften Anwendung finden. Zwar fehlte zunächst im 

ursprünglichen Gesetzesentwurf der Bundesregierung (vgl. hierzu BT-Drucks. 

16/10996, S. 14) die Formulierung „außer in den Fällen der §§ 44 bis 50 des Zehnten 

Buches Sozialgesetzbuch“. Sie wurde erst – ohne nähere Begründung – im Zuge der 

Ausschussberatungen ergänzt (vgl. BT-Drucks. 16/11904 S. 5, 10). Nachdem § 16 

AFBG a.F. zunächst als spezialgesetzliche Widerrufsnorm angesehen wurde, die 

den Rückgriff auf die allgemeinen Widerrufsmöglichkeiten sperrt (vgl BayVGH, B.v. 

7.6.2010 – 12 ZB 09.2635 - juris Rn. 7; ferner BT-Drucks. 13/2490, S. 20) erlaubt 

§ 16 Abs. 1 AFBG n.F. ausdrücklich den Rückgriff auf die allgemeinen Widerrufstat-

bestände (vgl. Schubert/Schaumberg, AFBG, Stand: Dezember 2014, § 16 Rn. 1: 

lediglich Ergänzungsregelung gegenüber den im Übrigen geltenden allgemeinen 

Bestimmungen der §§ 44 bis 50 SGB X). Für einen Widerruf des Bewilligungs-

bescheids und eine Rückforderung des Zuschussanteils des Maßnahmebeitrags 

kommt nunmehr insbesondere § 47 SGB X in Betracht. Mithin fehlt es für eine analo-

ge Anwendung von § 16 Abs. 1 Nr. 2 AFBG auf den Zuschussanteil des Maß-

nahmebeitrags, wie sie der Beklagte in seinem Zulassungsvorbringen ebenfalls for-

dert, bereits an der erforderlichen Regelungslücke (vgl. VG Augsburg, U.v. 11.6.2013 

– Au 3 K 12.1564 – juris Rn. 35; unzutreffend insoweit VG Minden, U.v. 9.12.2011 – 

6 K 1464/11 – juris Rn. 22). Sie scheidet daher im vorliegenden Fall aus. Darüber 

hinaus lässt sich ein den Bürger belastender Eingriffsverwaltungsakt auch von Ver-

fassungs wegen nicht auf die analoge Anwendung einer Befugnisnorm stützen (vgl. 

BVerfG, B.v. 14.8.1996 – 2 BvR 2088/93 – juris Rn. 10 ff.). 

 

1.2.3 Ebenso besteht im vorliegenden Fall keine Möglichkeit, die auf § 16 Abs. 1 
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Nr. 2 AFBG gestützte Aufhebung des Bewilligungsbescheids und Rückforderung des 

Maßnahmebeitrags in einen für die Vergangenheit wirkenden Widerruf nach § 47 

Abs. 2 SGB X umzudeuten. Dies scheitert schon daran, dass es sich bei der Rege-

lung in § 16 Abs. 1 Nr. 2 AFBG um eine gebundene Verwaltungsentscheidung han-

delt, die Ermessenserwägungen und die Berücksichtigung von Vertrauensschutz-

gesichtspunkten nicht zulässt, während § 47 Abs. 2 SGB X den nachträglichen Wi-

derruf in das Ermessen der Behörde stellt und die Berücksichtigung von Ver-

trauensschutzgesichtspunkten gebietet. Eine Umdeutung ist daher sowohl nach all-

gemeinen verwaltungsrechtlichen Grundsätzen (vgl. VG Augsburg, U.v. 11.6.2013 – 

Au 3 K 12.1564 – juris Rn. 38) wie auch explizit nach § 43 Abs. 3 SGB X nicht mög-

lich (vgl. hierzu auch VG Stuttgart, U.v. 7.1.2015, 11 K 4299/14 – juris Rn. 25 ff. für 

die Rückforderung einer Vorschussleistung). 

 

Da der Rückforderungsbescheid vom 17. Juni 2014 sich auf keine taugliche Rechts-

grundlage stützt, erweist er sich als rechtswidrig. Demzufolge kommt vorliegend die 

Zulassung der Berufung wegen ernstlicher Zweifel im Sinne von § 124 Abs. 2 Nr. 1 

VwGO wegen anderweitiger Ergebnisrichtigkeit nicht in Betracht. Eine gesonderte 

Anhörung der Beteiligten zur Frage der Anwendbarkeit von § 16 Abs. 1 Nr. 2 AFBG 

auf Maßnahmebeiträge war vorliegend nicht erforderlich, da diese Frage Gegenstand 

des Vorbringens des Beklagten und der Erwiderung des Klägers im Zulassungsvor-

bringen war. 

 

2. Die Zulassung der Berufung kommt im vorliegenden Fall auch nicht wegen grund-

sätzlicher Bedeutung der Rechtssache im Sinne von § 124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO in 

Betracht. 

 

2.1 Soweit der Beklagte zunächst die Frage für grundsätzlich bedeutsam erachtet, ob 

die regelmäßige Teilnahme an einer Fortbildungsmaßnahme in Form des Fernunter-

richts im Sinne von § 9 Satz 2, 4 AFBG auch die Bearbeitung der Fernlehrbriefe 

(Fernaufgaben) umfasst oder ob lediglich die regelmäßige Teilnahme am Präsenz-

unterricht gefordert werden darf, führt dies nicht zur Zulassung der Berufung. Denn 

wie unter 1. dargestellt scheitert die Rückforderung des Zuschussanteils des Maß-

nahmebeitrags an der Ungeeignetheit von § 16 Abs. 1 Nr. 2 AFBG als Rechtsgrund-

lage. Ob der Kläger daher nicht regelmäßig an der Fortbildungsmaßnahme teilge-

nommen und damit die vorbehaltene Rückforderung ausgelöst hat, erweist sich da-

her als nicht entscheidungserheblich. 

 

2.2 Auch die vom Beklagten ausführlich erörterte Frage der Anwendbarkeit von § 16 

Abs. 1 Nr. 2 AFBG auf die Rückforderung des Zuschussanteils von Maßnahme-
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beiträgen besitzt keine grundsätzliche Bedeutung, die die Zulassung der Berufung 

legitimiert. Wie unter 1. dargelegt, lässt sich bereits aus dem Wortlaut der Bestim-

mung und dem systematischen Zusammenhang der Norm  - und damit aus dem Ge-

setz selbst – der Schluss ziehen, dass sie auf Maßnahmebeiträge keine Anwendung 

finden kann (vgl. hierzu Happ in Eyermann, VwGO, 14. Aufl. 2014, § 124 Rn. 38). 

Diese Auffassung wird überdies in der einschlägigen Kommentarliteratur geteilt 

(Schubert/Schaumberg, AFBG, Stand Dezember 2014, § 16 Ziffer 2.1). Dass einzel-

ne Verwaltungsgerichte insoweit eine abweichende Auffassung vertreten (VG Min-

den, U.v. 9.12.2011 – 6 K 1464/11 – juris Rn. 12 ff.; der hierzu ergangene Beschluss 

des OVG Nordrhein-Westfalen, B.v. 12.4.2012 – 12 A 236/12 – juris kann nicht als 

„Bestätigung“ der Rechtsauffassung des VG Minden angesehen werden, da er zu 

der inmitten stehenden Rechtsfrage keine Stellung nimmt; dem VG Minden folgend 

VG Gelsenkirchen, U.v. 20.5.2015 – 7 K 6249/12 – juris Rn. 18 ff.; offengelassen von 

VG Hannover, U.v. 13.3.2014 – 3 A 4605/12 – juris Rn. 18), begründet die grund-

sätzliche Bedeutung der Rechtsfrage ebenfalls nicht. Indiziell wäre insoweit lediglich 

eine abweichende obergerichtliche Rechtsprechung (vgl. Happ a.a.O.). Eine solche 

liegt nicht vor. 

 

3. Der Beklagte trägt nach § 154 Abs. 2 VwGO die Kosten des erfolglosen Rechts-

mittels. Gerichtskosten werden in Angelegenheiten der Ausbildungsförderung nach 

§ 188 Satz 2, 1 VwGO nicht erhoben. Mit der Ablehnung der Zulassung der Berufung 

wir das Urteil des Verwaltungsgerichts Augsburg vom 16. Oktober 2014 nach § 124a 

Abs. 5 Satz 4 VwGO rechtskräftig. Dieser Beschluss ist nach § 152 Abs. 1 VwGO 

unanfechtbar. 

 

 

 

 

 

Dr. Mayer Kurzidem                                           Häberlein 
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